
Anwendung des HSchG für unrichtig hielt und die Be­
strafung aus einer anderen gesetzlichen Bestimmung 
erstrebte. Dieser mutmaßliche Wille konnte aber bei 
der ausdrücklich erklärten Beschränkung nicht berück­
sichtigt werden, weil das Oberste Gericht aus Gründen 
der Rechtssicherheit grundsätzlich nur in dem von den 
Parteien erklärten Umfang die Überprüfung im Rechts­
mittelverfahren vornimmt.

Auch bei Protesten mußte schon mehrfach festgestellt 
werden, daß die Begründung in Wirklichkeit weiter 
geht als das eindeutig im Rahmen von § 283 Abs. 2 
StPO geltend gemachte Rechtsmittelbegehren. Ein 
Protest, der lediglich eine andere Bestrafung des Ange­
klagten verlangt und dies mit Angriffen auf die Be­
weisführung des Gerichts hinsichtlich des objektiven 
Tatherganges zu rechtfertigen versucht, ist nicht nach 
den gesetzlichen Vorschriften begründet und kann des­
halb auch keinen Erfolg haben.

Aus den vorstehenden Beispielen wird klar, daß die 
Beschränkung eines Rechtsmittels, sollen aus ihr nicht 
unerwünschte Folgen für die Beteiligten entstehen, nur 
nach einer gewissenhaften Prüfung aller Ausführungen 
des erstinstanzlichen Urteils erfolgen darf. Dies erfor­
dern die Interessen unseres Staates ebenso wie die des 
Angeklagten.

Die vorstehenden Ausführungen sollen keineswegs 
empfehlen, die Rechtsmittel stets im vollen Umfang 
einzulegen. Dies würde, insbesondere wenn der Staats­
anwalt so verfahren würde, von wenig Verantwortungs­
bewußtsein und einem den Prinzipien der demokrati­
schen Gesetzlichkeit widersprechenden Schematismus 
zeugen. Wenn das Bedürfnis der Inanspruchnahme 
eines Rechtsmittels besteht, dann soll damit nicht mehr, 
aber auch nicht weniger kritisiert werden, als der Über­
prüfung bedarf. Deshalb sollen noch einige allgemeine 
Erläuterungen gegeben werden.

Unklarheit besteht vielfach über die Frage, wann ein 
Rechtsmittel beschränkt ist. Eine Beschränkung liegt 
immer dann vor, wenn der Rechtsmittelführer aus­
drücklich erklärt, daß er sein Rechtsmittel auf einen 
oder beide Beschwerdepunkte des § 283 Abs. 2 StPO 
beschränken will. Diese Erklärung kann auch unter 
Bezugnahme auf den § 283 StPO erfolgen. Beschränkt 
ist ein Rechtsmittel auch stets dann, wenn zwar der 
Ausdruck „Beschränkung“ nicht gebraucht wird, sich 
aber aus dem Inhalt der Rechtsmittelbegründung 
e i n d e u t i g  ergibt, daß nur der Schuldausspruch oder 
nur der Strafausspruch angegriffen werden; dies kann 
z. B. dadurch deutlich werden, daß die Begründung sich 
selbst voll auf den Boden der tatsächlichen Feststellun­
gen des erstinstanzlichen Gerichts stellt. Es ist eine 
irrtümliche Auffassung, anzunehmen, daß Rechtsmittel 
nur teilweise begründet zu werden brauchen und daß 
das Weglassen einer Beschränkungserklärung alle Mög­
lichkeiten für eine unbeschränkte Überprüfung des an­
gefochtenen Urteils offen läßt. Diese Ansicht wird 
durch § 283 Abs. 1 StPO, der besagt, daß aus der 
Begründung des Rechtsmittels hervorgehen muß, 
warum das Urteil angefochten wird, eindeutig wider­
legt. In solchen Fällen allerdings, in denen nicht klar 
zum Ausdruck gebracht wird, worauf sich die Über­
prüfung erstrecken soll, ist anzunehmen, daß eine Be­
schränkung vom Rechtsmittelführer nicht vorgenommen 
worden ist.

Die Beschränkung eines Rechtsmittels auf die recht­
liche Beurteilung und auf die Strafzumessung oder 
allein auf die Strafzumessung gern. § 283 Abs. 2 Ziff. 1 
oder 2 StPO ist nur dann angebracht, wenn die Richtig­
keit des vom erstinstanzlichen Gericht als den Tat­
sachen entsprechend festgestellten — d. h. erwiese­
nen — objektiven Geschehensablaufes vom Rechtsmittel­
führer nicht angezweifelt wird und auch die Vollstän­
digkeit der Erhebung aller sachdienlichen Beweise 
außer Zweifel steht. Soll mit dem Rechtsmittel aus­
schließlich eine andere rechtliche Beurteilung des vom 
Instanzgericht unbestritten festgestellten Verhaltens 
herbeigeführt werden, was erfahrungsgemäß am selte- 
sten vorkommt, dann kann sich die Überprüfung nur 
auf der Grundlage des feststehenden Tatherganges mit 
der ihn rechtlich beurteilenden Stellungnahme des Ge­
richts, also mit der Nachprüfung der gesetzlichen Merk-« 
male der nach Auffassung des Rechtsmittelführers

unrichtig angewendeten oder nicht angewendeten Straf­
rechtsnorm befassen. Das besagt aber nicht, daß der 
Rechtsmittelführer auch die Unrichtigkeit der Straf­
zumessung ausdrücklich rügen müßte, wenn sich 
nach seiner Ansicht die zu hohe Strafe nur aus der 
unrichtigen Anwendung des Strafgesetzes ableitet. Es 
dürfte in der Praxis der Gerichte nicht zweifelhaft sein, 
daß es der ausdrücklichen Rüge der Strafzumessung 
nicht bedarf, wenn der Rechtsmittelführer seine Tat 
nicht als Diebstahl, sondern als Mundraub beurteilt 
sehen will und sich bereits aus dieser Betrachtung ein 
anderer gesetzlich vorgeschriebener Strafrahmen ergibt. 
Wohl aber ist die Rüge des unrichtigen Strafmaßes 
erforderlich und muß mit dem Rechtsmittel erhoben 
werden, wenn der Verurteilte die Strafe auch bei gleich- 
bleibender rechtlicher Würdigung für zu hoch hält.

Die Rechtsmittelbegründung in den Regelfällen des 
§ 283 Abs. 2 StPO, in denen das Rechtsmittel auf un­
richtige Anwendung bzw. Nichtanwendung des Straf­
gesetzes in Verbindung mit der Strafzumessung oder 
lediglich auf die Strafzumessung beschränkt wird, be­
gegnet folgenden Schwierigkeiten:

Gern. § 223 StPO müssen die Urteilsgründe die vom 
Gericht festgestellten Tatsachen aufweisen, in denen 
die gesetzlichen Merkmale der strafbaren Handlung 
liegen, das zur Anwendung gebrachte Strafgesetz muß 
bezeichnet werden, und die Gründe des Urteils müssen 
in ihrer zusammenhängenden Darstellung die Höhe der 
ausgesprochenen Strafe rechtfertigen.

Die Grundlage des gern. § 283 Abs. 2 StPO im Rechts­
mittelverfahren nachprüfbaren Schuld- und Strafaus­
spruchs sind also die vom Gericht als erwiesen erachte­
ten und deshalb festgestellten Tatsachen. Für die 
Terminologie des Strafrechts sind Tatsachen nicht nur 
Geschehnisse, die sich äußerlich erkennbar als Tun oder 
Unterlassen darstellen, vielmehr sind Tatsachen, und 
zwar sehr entscheidender Art, auch innere Vorgänge, 
so z. B. Denkvorgänge, die das mit den Strafgesetzen 
kollidierende Tun oder Unterlassen in einer gesetzlichen 
Schuldform bestimmen. Zur Feststellung solcher Tat­
sachen, die die Schuldform, die Motive und die Ziel­
richtung erkennen lassen, kommt das Gericht in An­
wendung der Logik, der Lebenserfahrung und auf 
Grund der dialektischen Betrachtung der politischen 
Situation und der sonstigen gesellschaftlichen Ver­
hältnisse, unter denen die Handlung begangen wurde. 
Die Gesamtheit der festgestellten Tatsachen ist der 
Sachverhalt, der sich mithin aus zwei Gebieten, nämlich 
aus dem unmittelbar wahrzunehmenden Geschehensab­
lauf und den auf Grund von Folgerungen festgestellten 
inneren Tatvorgängen zusammensetzt, die eine Einheit 
zu bilden haben und materiell wahr sein müssen.

Die Gesamtheit der festgestellten Tatsachen ist zwar 
der wichtigste Bestandteil des Strafurteils, gibt aber für 
sich allein genommen nur die Grundlage für die recht­
liche Beurteilung des strafbaren Verhaltens und kann 
für den Strafausspruch lediglich insoweit maßgebend 
sein, als mit dem anzuwendenden Strafgesetz über die 
Strafart und den Strafrahmen Auskunft gegeben wird. 
Für die Höhe der auszusprechenden Strafe ist mehr 
erforderlich. § 223 Abs. 2 StPO verlangt die Rechtferti­
gung der Höhe der ausgesprochenen Strafe aus der zu­
sammenhängenden Darstellung der Urteilsgründe. Diese 
darf sich nicht in einer summarischen Aufzählung der 
festgestellten Tatsachen erschöpfen, vielmehr gehört 
dazu je nach dem Charakter der Straftat die kritische 
Auseinandersetzung mit dem strafbaren Verhalten des 
Angeklagten auf Grund der politischen, wirtschaft­
lichen und kulturellen gesellschaftlichen Verhältnisse 
unter der weiteren Berücksichtung aller persönlichen 
Umstände des Täters. Erst durch diese umfassende Be­
wertung ist es möglich, die den Erfordernissen unserer 
Strafpolitik entsprechende notwendige gesellschaftliche 
Schutzmaßnahme gegen den konkreten verbrecheri­
schen Angriff zu finden. Diese Maßnahmen können auf 
Grund bestimmter örtlicher Verhältnisse durchaus ver­
schieden sein (Rohheitsdelikte, Fahrraddiebstähle usw.).

Inhalt der Begründung eines gern. § 283 Abs. 2 StPO 
beschränkten Rechtsmittels muß es also sein, die vom 
Gericht vorgenommene Beurteilung oder Bewertung 
der festgestellten Tatsachen anzufechten.
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